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zur Änderung des Bayerischen Abgeordnetengesetzes 

A) Problem 
1. Die derzeit nach der Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag (BayLTGeschO) 

möglichen Ordnungsmaßnahmen bei Störungen der Plenarsitzungen des Landtags 
durch einzelne oder mehrere Abgeordnete (i. S. d. §§ 116 ff. BayLTGeschO) haben 
sich in Einzelfällen als zu wenig effektiv und ausdifferenziert erwiesen. 
Darüber hinaus hat sich bei verschiedenen Störungen der Ordnung im Landtag au-
ßerhalb des Sitzungsbetriebs in jüngerer Vergangenheit gezeigt, dass diese erst 
durch Mitglieder des Landtags ermöglicht wurden. Störungen der Ordnung können 
nicht zuletzt das Sicherheitsgefühl von Personen beeinträchtigen, die sich in den 
Liegenschaften des Landtags aufhalten. Im Zuge der Aufarbeitung der Vorgänge 
hat sich erwiesen, dass auch gegenüber Mitgliedern des Landtags wirksame Sank-
tionen zur Durchsetzung der Hausordnung mittlerweile erforderlich sind. 
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2. Aufgrund des in Art. 5 Abs. 5 des Bayerischen Abgeordnetengesetzes (BayAbgG) 
geregelten Grundsatzes der Diskontinuität ist innerhalb des ersten Halbjahres nach 
der konstituierenden Sitzung des Landtags über die Anpassung der Entschädigung 
mit Wirkung über die gesamte Wahlperiode zu entscheiden. 

3. Weiter sind im Bayerischen Abgeordnetengesetz Anpassungen und Klarstellungen 
vorzunehmen. 

 
B) Lösung 
1. Es wird ein Ordnungsgeld in Höhe von bis zu 2 000 Euro, im Wiederholungsfall von 

bis zu 4 000 Euro, als neue Ordnungsmaßnahme eingeführt, das bei einer erhebli-
chen oder wiederholten Verletzung der Ordnung oder der Würde des Landtags fest-
gesetzt werden kann. Zuständig für die Entscheidung über die Festsetzung ist auf-
grund der hohen Intensität des Eingriffs das Präsidium als Kollegialorgan. Im Hin-
blick auf die davon berührten Rechte der Abgeordneten ist eine Ergänzung des 
Bayerischen Abgeordnetengesetzes als Rechtsgrundlage für entsprechende Ände-
rungen der Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag erforderlich. Zudem 
wird ein Ordnungsgeld in Höhe von bis zu 2 000 Euro, im Wiederholungsfall von bis 
zu 4 000 Euro, als neue Ordnungsmaßnahme eingeführt, das von der Präsidentin 
bzw. dem Präsidenten bei einer nicht nur geringfügigen Verletzung der Hausord-
nung des Bayerischen Landtags festgesetzt werden kann.  
Nach Art. 5 Abs. 5 BayAbgG ist innerhalb des ersten Halbjahres nach der konstitu-
ierenden Sitzung über die Anpassung der Abgeordnetenentschädigung mit Wirkung 
für die gesamte Wahlperiode zu entscheiden. Die in den vergangenen Wahlperio-
den geltende Regelung, wonach die Anpassung der Abgeordnetenentschädigung 
entsprechend der Einkommensentwicklung in Bayern jeweils zum 1. Juli eines Jah-
res erfolgt, soll auch in der 19. Wahlperiode fortgeführt werden. Durch die Anpas-
sung der Abgeordnetenentschädigung werden jeweils zugleich die Versorgungsbe-
züge angeglichen.   

2. Schließlich werden einige Klarstellungen sowie Anpassungen an andere Rechtsän-
derungen vorgenommen. 

 
C) Alternativen 
Keine  
 
D) Kosten 
Durch die Indexierung der Abgeordnetenentschädigung entstehen Mehrkosten entspre-
chend der Einkommensentwicklung. 
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Gesetzentwurf 
zur Änderung des Bayerischen Abgeordnetengesetzes 

§ 1 
Änderung des Bayerischen Abgeordnetengesetzes 

Das Bayerische Abgeordnetengesetz (BayAbgG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 6. März 1996 (GVBl. S. 82, BayRS 1100-1-I), das zuletzt durch die §§ 1 
und 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2021 (GVBl. S. 654) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:  
1. Der Überschrift des Ersten Teils wird das Wort „ , Ordnungsmaßnahmen“ angefügt.  
2. In Art. 8 Abs. 1 Satz 8 wird das Wort „Landtagspräsidiums“ durch das Wort „Präsi-

diums“ ersetzt.  
3. Nach Art. 4 wird folgender Art. 4a eingefügt: 

„Art. 4a 
Ordnungsmaßnahmen 

(1) 1Wegen einer erheblichen Verletzung der Ordnung oder der Würde des 
Landtags im Rahmen einer Sitzung oder einer Sitzungsfolge der Vollversammlung 
kann das Präsidium gegen ein Mitglied des Landtags ein Ordnungsgeld in Höhe 
von bis zu 2 000 Euro festsetzen. 2Im Wiederholungsfall erhöht sich das Ordnungs-
geld auf bis zu 4 000 Euro. 3Ein Wiederholungsfall im Sinn von Satz 2 liegt vor, 
wenn gegenüber dem Mitglied des Landtags innerhalb derselben Sitzung oder Sit-
zungsfolge bereits ein Ordnungsgeld festgesetzt wurde. 4Bei einem besonders 
schweren Verstoß gegen die Ordnung oder die Würde des Landtags kann das Prä-
sidium ein Mitglied des Landtags für die Dauer der Sitzung aus dem Saal verweisen. 
5Das Präsidium kann den Sitzungsausschluss mit der Festsetzung eines Ordnungs-
geldes in Höhe von bis zu 4 000 Euro verbinden. 6Die Vollversammlung kann auf 
Empfehlung des Präsidiums das Mitglied des Landtags von der Teilnahme an 
höchstens zehn weiteren Sitzungen der Vollversammlung und Sitzungen weiterer 
Gremien des Landtags ausschließen. 7Für die Sitzungen der Ausschüsse finden die 
Sätze 1 bis 5 entsprechende Anwendung. 8Das Nähere regelt die Geschäftsord-
nung für den Bayerischen Landtag. 

(2) 1Wegen einer nicht nur geringfügigen Verletzung der Hausordnung des Bay-
erischen Landtags kann die Präsidentin oder der Präsident gegen ein Mitglied des 
Landtags ein Ordnungsgeld in Höhe von bis zu 2 000 Euro festsetzen. 2Im Wieder-
holungsfall erhöht sich das Ordnungsgeld auf bis zu 4 000 Euro; ein Wiederho-
lungsfall liegt in der Regel vor, wenn das betroffene Mitglied innerhalb von sechs 
Monaten erneut Anlass für die Festsetzung eines Ordnungsgeldes wegen einer 
nicht nur geringfügigen Verletzung der Hausordnung gegeben hat.  

(3) Das Ordnungsgeld kann mit der monatlichen Entschädigung nach Art. 5 ver-
rechnet werden.  

(4) 1Zuständiges Gericht für Streitigkeiten über Maßnahmen und Entscheidun-
gen nach den Abs. 1 und 2 ist der Verfassungsgerichtshof (Art. 67 der Verfassung). 
2Auf das Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof finden die besonderen Verfah-
rensvorschriften über Verfassungsstreitigkeiten sinngemäß Anwendung (Art. 49 
des Gesetzes über den Bayerischen Verfassungsgerichtshof).“  
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4. Art. 5 wird wie folgt geändert: 
a) In Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „8 183 Euro“ durch die Angabe „9 215 Euro“ 

ersetzt. 
b) In Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „1. Juli 2019, 1. Juli 2020, 1. Juli 2021, 

1. Juli 2022 und zum 1. Juli 2023“ durch die Wörter „1. Juli 2024, 1. Juli 2025, 
1. Juli 2026, 1. Juli 2027 und zum 1. Juli 2028“ ersetzt. 

5. Art. 6 wird wie folgt geändert: 
a) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Satzteil nach Nr. 3 wird die Angabe „3 453 Euro“ durch die Angabe 
„3 984 Euro“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „landeseigener“ gestrichen.  
b) Abs. 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Die Mitglieder des Bayerischen Landtags haben das Recht zur freien 
Fahrt auf allen staatlichen Verkehrseinrichtungen in Bayern und zur Nutzung 
aller Züge der Deutschen Bahn AG in Bayern sowie aller Nahverkehrszüge in 
Bayern.“ 

6. In Art. 26 Satz 1 wird das Wort „Dritten“ durch das Wort „Zweiten“ ersetzt. 
7. Nach Art. 27 wird folgender Art. 27a eingefügt: 

„Art. 27a 
Regelungen des Präsidiums 

(1) 1Das Präsidium kann Regelungen zum Vollzug der Vorschriften des Zweiten 
Teils dieses Gesetzes treffen. 2Dies betrifft insbesondere Leistungen, Datenaus-
tausch und Kommunikation mit den Mitgliedern sowie den ehemaligen Mitgliedern 
des Landtags und deren Hinterbliebenen. 

(2) Das Landtagsamt ist berechtigt, Bescheide und Verwaltungsleistungen aus-
schließlich digital bereitzustellen und zu erbringen. 

(3) Das Landtagsamt hat den Mitgliedern des Landtags eine nichtdigitale Bera-
tung anzubieten.“ 

8. In Art. 34 Abs. 1 Satzteil vor Nr. 1 und Abs. 2 Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter 
„in Textform“ jeweils durch die Wörter „in digitaler Form“ ersetzt. 

9. In Art. 40 Nr. 1 werden nach dem Wort „Umfang“ die Wörter „sowie die digitale 
Form“ eingefügt. 

 
§ 2 

Weitere Änderung des Bayerischen Abgeordnetengesetzes 
Art. 25 des Bayerischen Abgeordnetengesetzes (BayAbgG) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 6. März 1996 (GVBl. S. 82, BayRS 1100-1-I), das zuletzt durch § 1 
dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben. 
 

§ 3 
Inkrafttreten 

1Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2024 in Kraft. ²Abweichend von Satz 1 tritt § 2 am 
1. Juli 2024 in Kraft. 
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Begründung: 
Zu § 1 Nr. 3 
(Art. 4a) 
Die Einführung eines Ordnungsgeldes nur in der Geschäftsordnung für den Bayeri-
schen Landtag (BayLTGeschO) oder der Hausordnung des Bayerischen Landtags ist 
im Hinblick auf die dadurch berührten Rechte der Abgeordneten nicht ausreichend. Viel-
mehr ist die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage im Bayerischen Abgeordnetenge-
setz (BayAbgG) erforderlich.  
(Art. 4a Abs. 1) 
Das derzeit bestehende System der Ordnungsmaßnahmen in der Geschäftsordnung 
für den Bayerischen Landtag sieht für Wortergreifen ohne Worterteilung, persönlich ver-
letzende Ausführungen, persönlich verletzende Zwischenrufe oder eine gröbliche Stö-
rung der Ordnung neben der Rüge, dem Ordnungsruf sowie der Wortentziehung und 
dem Sitzungsausschluss vom weiteren Verlauf der aktuellen Sitzung nur den Sitzungs-
ausschluss für die Dauer von bis zu zehn weiteren Sitzungen der Vollversammlung vor 
(§§ 116 und 117). Aufgrund verschiedener Ordnungsstörungen in der jüngeren Vergan-
genheit, für die Ordnungsmaßnahmen möglicherweise auch bewusst in Kauf genom-
men wurden, hat sich erwiesen, dass das bestehende System der Ordnungsmaßnah-
men in der Praxis zu wenig effektiv und ausdifferenziert ist. Deshalb soll oberhalb des 
Ordnungsrufes und unterhalb des Sitzungsausschlusses als weiteres Ordnungsmittel 
ein Ordnungsgeld in Höhe von bis zu 2 000 Euro, im Wiederholungsfall von bis zu 
4 000 Euro, eingeführt werden. Dieses hat den Vorteil, dass es einerseits als spürbare 
Sanktion empfunden wird, andererseits aber nicht in die Rede- und Abstimmungsrechte 
der Abgeordneten eingreift, wie es beim Sitzungsausschluss, insbesondere für mehrere 
Sitzungstage, der Fall ist.  
Das Ordnungsgeld kann nur wegen einer „erheblichen“ Verletzung der Ordnung oder 
der Würde des Landtags festgesetzt werden. Damit wird deutlich, dass es sich um eine 
Ordnungsverletzung von gewisser Intensität handeln muss, die nicht mehr durch bloßen 
bzw. ggf. wiederholten Ordnungsruf geahndet werden kann. Als Maßstab kann auch 
der Umfang der Beeinträchtigung der Rechte der übrigen Mitglieder des Landtags, ins-
besondere auf möglichst ungestörte Verfolgung der Plenardebatte oder des ungestör-
ten Rederechts, herangezogen werden. Die Erheblichkeit der Verletzung der Ordnung 
oder der Würde des Landtags kann auch in einer Wiederholung von Störungen liegen, 
die für sich betrachtet als einzelne Handlung, Maßnahme oder Äußerung die Erheblich-
keitsschwelle nicht überschreiten würden. Die Sanktionierung von Störungen mittels 
Ordnungsruf hat dabei nicht zur Folge, dass die jeweilige Störung bei der Beurteilung 
einer wiederholten Störung nicht mehr herangezogen werden könnte. Die Entscheidung 
über die Festsetzung eines Ordnungsgeldes trifft aufgrund der hohen Intensität des Ein-
griffs das Präsidium, unter Würdigung der konkreten Umstände des Einzelfalles. Die 
Festsetzung eines Ordnungsgeldes kann hierbei mit anderen Ordnungsmaßnahmen 
von geringerer Intensität, wie dem Wortentzug oder dem Ordnungsruf, verbunden wer-
den. 
Auch die „Würde des Landtags“ wird in den Schutzbereich des neuen Art. 4a Abs. 1 
ausdrücklich aufgenommen. So soll klargestellt werden, dass auch Ordnungsstörun-
gen, wie beispielsweise das Hochhalten von Transparenten, das Tragen von Ansteck-
plaketten je nach Gegebenheiten und Inhalten oder sonstiges provokatives Verhalten, 
eine Verletzung der Würde des Landtags darstellen können.  
Im Wiederholungsfall erhöht sich das Ordnungsgeld auf bis zu 4 000 Euro. Über die 
Vorlage eines Wiederholungsfalles entscheidet wiederum das Präsidium nach den kon-
kreten Umständen des Einzelfalles. Auch hier liegt es im Ermessen des Präsidiums als 
Kollegialorgan, ob es von der Möglichkeit der Festsetzung eines erhöhten Ordnungs-
geldes Gebrauch macht. Es wird klargestellt, dass ein Wiederholungsfall nur im Rah-
men einer Sitzung oder Sitzungsfolge vorliegen kann.  
Zur Klarstellung, dass auch weiterhin ein Sitzungsausschluss zulässig ist, wird diese 
Ordnungsmaßnahme nun ausdrücklich in das Bayerische Abgeordnetengesetz mit auf-
genommen. Dass der Sitzungsausschluss nur bei einem „besonders schweren“ Ver-
stoß gegen die Ordnung oder die Würde des Landtags ausgesprochen werden kann, 



Drucksache 19/676 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 6 

 

verdeutlicht, dass es zwischen dem Ordnungsgeld und dem Sitzungsausschluss eine 
Rangstufung gibt. Auch für die Entscheidung über den Ausspruch eines Sitzungsaus-
schlusses ist das Präsidium als Kollegialorgan zuständig.   
Ein Sitzungsausschluss kommt nur dann in Betracht, wenn die Festsetzung eines Ord-
nungsgeldes allein, entweder wegen der Schwere der Ordnungsverletzung oder weil 
die Ordnungsstörung sonst nicht behoben werden kann, als Ordnungsmaßnahme nicht 
ausreicht. Ein Sitzungsausschluss kann jedoch mit der Festsetzung eines Ordnungs-
geldes verbunden werden, sofern dies nach den konkreten Umständen des Einzelfalles 
als geboten und für die Wiederherstellung der Sitzungsdisziplin als erforderlich er-
scheint. Soll ein Mitglied des Landtags nicht nur von der laufenden Sitzung, sondern 
auch von weiteren Sitzungen der Vollversammlung und Sitzungen weiterer Gremien 
ausgeschlossen werden, ist hierzu ein Beschluss der Vollversammlung notwendig, dem 
eine Empfehlung des Präsidiums vorauszugehen hat. Die zwingend erforderliche Mit-
wirkung dieser beiden Organe trägt der hohen Eingriffsintensität Rechnung.  
Art. 4a Abs. 1 Satz 7 BayAbgG stellt klar, dass auch für die Sitzungen der Ausschüsse 
die Festsetzung eines Ordnungsgeldes oder die Verweisung aus dem Sitzungssaal 
möglich ist. Die Entscheidung darüber trifft aufgrund der Intensität des Eingriffs auch 
hier das Präsidium unter Würdigung der konkreten Umstände des Einzelfalles, sodass 
die Festsetzung eines Ordnungsgeldes nur nachträglich möglich ist. Aus Gründen der 
Rechtssicherheit und Transparenz ist es in diesen Fällen allerdings geboten, dass die 
oder der Vorsitzende sich diese Möglichkeit bereits im Rahmen der Sitzung vorbehält. 
Die nähere Ausgestaltung der Ordnungsmaßnahmen soll wie bisher in der Geschäfts-
ordnung für den Bayerischen Landtag geregelt werden.  
(Art. 4a Abs. 2)  
Mit Art. 4a Abs. 2 BayAbgG wird ein parlamentsinternes Sanktionsregime für Verstöße 
gegen die Hausordnung des Bayerischen Landtags durch Mitglieder des Landtags ge-
schaffen. Die Parallelnormen in § 106b des Strafgesetzbuchs (StGB) und § 112 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) schließen eine Sanktion aus, da sie die 
Mitglieder des eigenen Parlaments ausdrücklich von der Geltung ausnehmen. Verfas-
sungsrechtlich geboten ist dies jedoch nicht. Auch die Mitglieder des Landtags unterlie-
gen den in Ausübung des Hausrechts aufgestellten Anordnungen (Art. 21 Abs. 1 der 
Bayerischen Verfassung − BV). Die Privilegierungen in § 106b StGB und § 112 OWiG 
bringen allein den Vorrang parlamentsinterner Sanktionen zum Ausdruck, die hier mit 
Art. 4a BayAbgG geschaffen werden. 
Der Begriff der Hausordnung in Satz 1 nimmt Bezug auf das Hausrecht der Landtags-
präsidentin in Art. 21 Abs. 1 BV und umfasst dementsprechend nicht nur die erlassene 
Hausordnung, sondern sämtliche in Ausübung des Hausrechts getroffenen Anordnun-
gen der Landtagspräsidentin, insbesondere auch die Zugangs- und Verhaltensregeln. 
Die Verhängung eines Ordnungsgeldes für Hausordnungsverstöße setzt eine „nicht nur 
geringfügige“ Verletzung voraus. Das damit verbundene Erfordernis einer gewissen In-
tensität trägt einerseits der nicht nur geringfügigen Beeinträchtigung der Abgeordneten-
rechte durch ein Ordnungsgeld Rechnung. Andererseits ermöglicht es eine Differenzie-
rung nach dem Ausmaß der abstrakten oder konkreten Gefährdung der Funktionsfähig-
keit des Landtags nach den jeweiligen Umständen des Einzelfalls. Eine weitere Kon-
kretisierung der Hausordnungsverstöße, etwa durch Bezugnahmen zu den hausord-
nungsrechtlichen Pflichten bei der Betreuung persönlicher Gäste oder zum Waffenver-
bot, könnte den Blick auf den Umfang der relevanten Hausordnungsverstöße verengen 
und die Bedeutung der Einzelfallumstände relativieren. Anknüpfungspunkt für die Ver-
hängung eines Ordnungsgeldes gegenüber Mitgliedern des Landtags können aber 
– ebenso wie in Abs. 1 – nur eigene Pflichtverletzungen der Abgeordneten sein. Eine 
„Haftung“ für Hausordnungsverstöße durch Dritte, z. B. durch Mitarbeiter oder Gäste, 
enthält Art. 4a BayAbgG nicht. 
Die Höhe des Ordnungsgeldes ist nicht festgeschrieben, sondern lediglich nach oben 
hin begrenzt. Damit soll den Umständen des konkreten Einzelfalles Rechnung getragen 
werden können. Die Höhe orientiert sich im Wiederholungsfall mit Blick auf die Höhe 
des Bußgeldes in § 112 OWiG am mittleren Bereich und ist damit sachgerecht. Ob die 
Präsidentin oder der Präsident in einem konkreten Fall von der Möglichkeit der Festset-
zung eines Ordnungsgeldes Gebrauch macht, liegt in ihrem bzw. seinem Ermessen. Im 
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Wiederholungsfall sieht Satz 2 eine Erhöhung des Ordnungsgeldes auf bis zu 
4 000 Euro vor. Über das Vorliegen eines Wiederholungsfalles entscheidet die Präsi-
dentin bzw. der Präsident nach den konkreten Umständen des Einzelfalles. Ein Wieder-
holungsfall liegt mit Blick auf die wirksame Durchsetzung der Hausordnung in der Regel 
dann vor, wenn das betroffene Mitglied des Landtags innerhalb von sechs Monaten 
erneut Anlass für die Festsetzung eines Ordnungsgeldes wegen einer nicht nur gering-
fügigen Verletzung der Hausordnung gegeben hat. Auch hier liegt es im Ermessen der 
Präsidentin bzw. des Präsidenten, ob sie bzw. er von der Möglichkeit der Festsetzung 
eines Ordnungsgeldes Gebrauch macht. 
(Art. 4a Abs. 3) 
Vorgesehen ist die Möglichkeit, das Ordnungsgeld mit der monatlichen Entschädigung 
nach Art. 5 BayAbgG zu verrechnen. Dafür sprechen verwaltungspraktische Erwägun-
gen. 
(Art. 4a Abs. 4) 
Festgelegt wird eine besondere Rechtswegzuweisung zum Verfassungsgerichtshof. 
Die Rechtswegzuweisung schafft Klarheit. Denn Mitglieder des Landtags sind mit eige-
nen verfassungsmäßigen Rechten ausgestatte Teile des Landtags. Daher betreffen die 
auf dem Hausrecht beruhenden Anordnungen der Präsidentin bzw. des Präsidenten 
gegenüber Mitgliedern des Landtags nach der Rechtsprechung des Verfassungsge-
richtshofs insoweit nur deren verfassungsmäßige Rechte und damit den innerparlamen-
tarischen Rechtskreis, sodass sie keine Verwaltungsakte darstellen (VerfGH, E. v. 
25. Oktober 2023, Vf. 70-IVa-20, Rn. 25, 28, 35). Nach Ansicht des Bundesgesetzebers 
ist aber für den Rechtsweg entscheidend, ob sich ein Mitglied durch die Verhängung 
des Ordnungsgeldes im Einzelfall in seinen Rechten aus Art. 13 Abs. 2 BV verletzt 
sieht, da die Präsidentin bzw. der Präsident in Ausübung des Hausrechts grundsätzlich 
als Verwaltungsbehörde handele (BT-Drs. 19/26540, S. 5−6). 
Die Zuweisung ist auch sachgerecht, da es um eine Streitigkeit eines Mitglieds des 
Landtags gegen eine materielle Regelung der Präsidentin oder des Präsidenten in der 
ihr oder ihm übertragenen Leitungsgewalt (§ 11 Abs. 2 BayLTGeschO) bzw. in dem ihr 
oder ihm durch Art. 21 Abs. 1 BV gewährleisteten Hausrecht geht. Eine Rechtswegzu-
weisung an den Verfassungsgerichtshof durch Gesetz ist in Art. 67 BV sowie Art. 2 Nr. 9 
des Gesetzes über den Bayerischen Verfassungsgerichtshof vorgesehen. 
Zu § 1 Nr. 4 
(Art. 5 Abs. 1)  
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. Aufgeführt wird die monatliche Ent-
schädigung in ihrer seit dem 1. Juli 2023 aktuellen Höhe. 
(Art. 5 Abs. 3) 
Gemäß Art. 5 Abs. 5 BayAbgG ist innerhalb des ersten Halbjahres nach der konstituie-
renden Sitzung über die Anpassung der Abgeordnetenentschädigung mit Wirkung für 
die gesamte Wahlperiode zu entscheiden. 
Zu § 1 Nr. 5 
(Art. 6 Abs. 2) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. Aufgeführt wird die monatliche Kos-
tenpauschale in ihrer seit dem 1. Juli 2023 aktuellen Höhe.   
Die Mehrzahl an Dienstwagen sind mittlerweile geleast und nicht mehr „landeseigen“. 
Dieser Entwicklung wird durch Streichung des Wortes „landeseigener“ Rechnung ge-
tragen. 
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(Art. 6 Abs. 5) 
Die bisherige Regelung des Art. 6 Abs. 5 BayAbgG entstand zu einer Zeit, als sowohl 
der Fern- wie auch der Nahverkehr in Deutschland allein von der damaligen Deutschen 
Bundesbahn betrieben wurden. Gegenwärtig ist die Deutsche Bahn AG über Konzern-
töchter zwar weiterhin Eigentümerin der Verkehrsinfrastruktur, erbringt aber insbeson-
dere im Nahverkehr nicht mehr alle Verkehrsleistungen. Bei der Frage, ob eine Fahrt-
berechtigung für Mitglieder des Bayerischen Landtags vorliegt, kommt es nicht darauf 
an, wer Eigentümer der Gleisanlagen ist, sondern wer die Verkehrsleistungen anbietet. 
Im Nahverkehr, der in Bayern über die Bayerische Eisenbahngesellschaft (BEG) beauf-
tragt wird, haben sich alle beauftragten nichtbundeseigenen Eisenbahnunternehmen im 
Rahmen der Verkehrsverträge bereit erklärt, die kostenlose Beförderung von Landtags-
abgeordneten zu ermöglichen. Im Unterschied dazu wird der Fernverkehr eigenwirt-
schaftlich – also nicht von der BEG beauftragt – erbracht, wobei in Bayern die Deutsche 
Bahn nahezu den gesamten Schienenpersonenfernverkehr betreibt.  
Die bisherige Regelung des Art. 6 Abs. 5 ist insoweit überholt und an die fortschreiten-
den Entwicklungen anzupassen.  
Zu § 1 Nr. 6 
(Art. 26) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur. 
Zu § 1 Nr. 7 
(Art. 27a Abs. 1) 
Durch die Schaffung einer Ermächtigungsgrundlage im 5. Abschnitt („Gemeinsame Vor-
schriften“) des Zweiten Teils („Entschädigung der Mitglieder des Bayerischen Landtags 
und Versorgung“) für Regelungen zum Vollzug des Gesetzes (z. B. bei der Auszahlung 
von Leistungen) soll deutlich gemacht werden, dass die Kompetenz hierfür beim Präsi-
dium des Landtags als Beratungs-, Kontroll- und Beschlussorgan in Verwaltungsange-
legenheiten des Landtags (§ 9 Abs. 1 BayLTGeschO) liegt. Dieses Recht ergibt sich 
aus Art. 20 BV, in dem neben der Parlamentsautonomie auch das Selbstorganisations-
recht des Landtags verankert ist (Möstl, in: Lindner/Möstl/Wolff, Verfassung des Frei-
staates Bayern, 2. Aufl., Art. 20 Rn. 1). Das Selbstorganisationsrecht des Landtags gibt 
ihm das Recht, in den Grenzen der Verfassung seine interne Organisation und sein 
Verfahren (Geschäftsgang) autonom zu regeln (Organisations- und Verfahrensautono-
mie). 
(Art. 27a Abs. 2) 
Für den Vollzug des Zweiten Teils des Gesetzes (insbesondere bei der Auszahlung der 
Leistungen an Mitglieder des Landtags, ehemalige Mitglieder des Landtags sowie deren 
Hinterbliebene) soll der Vorrang des digitalen Verfahrens gelten. Dementsprechend 
kann das Landtagsamt Verwaltungsdienstleistungen ausschließlich digital anbieten und 
erbringen. Abs. 2 überträgt die Vorschrift des Art. 20 Abs. 3 des Bayerischen Digitalge-
setzes auf den Vollzug des Bayerischen Abgeordnetengesetzes. Das Bayerische Digi-
talgesetz ist gegenüber inhaltsgleichen oder entgegenstehenden Regelungen des be-
sonderen Verwaltungsrechts nachrangig (Drs. 18/19572, S. 39). Dementsprechend tritt 
es im Hinblick auf die Möglichkeit der ausschließlichen digitalen Abwicklung in Art. 27a 
Abs. 2 zurück.  
(Art. 27a Abs. 3) 
Bei der Umsetzung der ausschließlich digitalen Verfahrensdurchführung sind die Nut-
zerfreundlichkeit und die persönliche Beratung, Auskunft und Anhörung zu berücksich-
tigen (Drs. 18/19572, S. 65). Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, bietet das 
Landtagsamt den Mitgliedern des Landtags eine nichtdigitale Beratung an.  
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Zu § 1 Nr. 8 
(Art. 34) 
Die Anzeige von Nebentätigkeiten erfolgt auf Basis der Ausführungsbestimmungen 
(Art. 40) seit Beginn der 19. Wahlperiode ausschließlich über das digitale Formular Ver-
haltensregeln. Mit der Änderung der Vorschrift wird diese Form auch gesetzlich vorge-
sehen. 
Zu § 1 Nr. 9 
(Art. 40) 
Es wird auf die Begründung zu Art. 34 verwiesen. 
 
Zu § 2 
(Art. 25) 
Nach der geltenden Regelung werden die Leistungen nach Art. 5 Abs. 1 und 2, Art. 6 
Abs. 2 und 6 sowie Art. 11 bis 18 BayAbgG auf volle Euro aufgerundet. Diese Aufrun-
dungen, die im Besoldungs- und Tarifrecht keine Entsprechung finden, werden gestri-
chen. 
 
Zu § 3 
§ 3 regelt das Inkrafttreten. 
 
Hinweis: 
Die unabhängige Abgeordnetenrechtskommission wurde zu den vorgeschlagenen Än-
derungen beteiligt. 


